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Zugcstcllt am
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‘I m N a m_e n d e 3 V o l k e s

U«r t e i l

in dem Rechtsstreit

oocanon0000noconnoooocooooooooßuooooooooootaco°

Kläger und Revisionskläger‚

Prozeßbevollmächtigter: ococ°

‘Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 280 August 1968 durch

Senatspräsident Dr„ L a n g k e i t
‘

— Vorsitzender — „
Bundesrichter S p i e l m e y e r und

Bundesrichter Schroeder - Printzen9
Bundessozialrichter F e y

' und
Bundessozialrichter S c h r e i b e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Landessozialgerichts Niedersachsen vom 80 Februar

4966“aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen° }
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Der Kläger? der seit dem 40 Juni 4958 eine Knappschafts—

rente wegen Berufsunfähigkeit und rückwirkend vom 40 Juni

4965 an wegen Erwerbsunfähigkeit bezieht9 war aufgrund

seiner Beschäftigung als Portier im Berghotel St;333::1

in Goslar bei der beklagten Allgemeinen Ortskrankenkasse

(AOK) gegen Krankheit pflichtversichert° Er gab diese Tä—

tigkeit am 500 Juni 4965 nach Meinungsverschiedenheiten mit

seinem Arbeitgeber auf° Sein vor dem Arbeitsgericht Braun—

schweig gegen den Besitzer des genannten Hotels anhängig

gemachter Prozeß endete durch einen Vergleich damit„ daß

das Arbeitsverhältnis nach Zurücknahme der vom Kläger am
500 Juni 4965 ausgesprochenen fristlosen Kündigung auf—

grund der von ihm nunmehr ausgesprochenen fristgerechten

Kündigung zum 45° Juli 4965 gelöst wurde° Ferner waren

sich die Parteien dieses Prozesses darüber einig? daß sich

die dem Kläger für geleistete Mehrarbeit gezahlten 5009——DM
auf den Zeitraum vom 40 April bis 50„ Juni 4965 erstreckten°

Am 40 Juli 4965 stellte der praktische Arzt Dr° J3139 Salz—

gitter—Bad9 beim Kläger wegen Kreislaufschwäche Arbeitsun-
fähigkeit festo In der von dem früheren Arbeitgeber des
Klägers am 20 Juli 4965 ausgestellten Bescheinigung ist als
letzter Arbeitstag der 500 Juni 4965 angegeben° Mit Schrei—

ben vom 450 Juli 4965 teilte der Kläger der AOK u„a‚mit9 daß

er wegen seines Herzleidens bei der Knappschaft beantragt

habe, ihm Rente wegen Erwerbsunfähigkeit zu gewähren° Die

AOK gewährte ihm in Anwendung des 5 244 der Reichsversi—
cherungsordnung (RVG) ab 20 Juli 4965 kalendertäglich

8944 DM Krankengeld° Sie stellte diese Zahlung jedoch mit

dem 490 Juli 4965 ein‚ weil ihr inzwischen Bedenken gekommen
waren‚ ob die genannte Bestimmung überhaupt anzuwenden sein

Dies teilte sie dem Kläger mit Schreiben vom 20 August 4965
mit° In einem weiteren Schreiben vom 220 August 4965 führte
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die AOK u„a° aus? der Kläger sei zum Zeitpunkt der Erkrankung

am 40 Juli 49659 doh„ nach dem Ausscheiden aus dem Beschäf—

tigungsvérhältnis und der dadurch bedingt gewesenen Versi-

cherung? bereits als Rentner ohne Anspruch auf Krankengeld

versichert gewesen„ Das für die Zeit vom 2„ bis 490 Juli

4965 gezahlte Krankengeld in Höhe von 445998 DM habe ihm

nicht mehr zugestanden; es sei zurückzuzahleno

Der Kläger legte Widerspruch ein und führte u„a° aus? er habe

am Abend des 500 Juni 4965 wegen der an diesem Tage auf-

grund der Auseinandersetzung mit seinem Arbeitgeber erlitte—

nen Aufregungen einen Herzanfall bekommen„ Der Widerspruch

blieb jedoch erfolglos°

Mit der Klage vor dem Sozialgericht (SG) trug der Kläger

vor? er sei seit dem 40 Juli 4965 arbeitsunfähig erkranktg

das Arbeitsverhältnis sei erst zum 450 Juli 4965 als gelöst

anzuseheno Aus der Strafanstalt Lingen hat er beantragt9

für den Verhandlungstermin vor dem SG sein persönliches Er-
scheinen anzuordnen‚

er wolle unbedingt selbst erscheineno

In der mündlichen Verhandlung vor dem SG wurde dieser Antrag

als unbegründet abgelehnto Nachdem die Beklagte ihren
Rückforderungsanspruch über 445‚98 DM fallengelassen hatte‚
wurde die Klage auf Zahlung von Krankengeld ab 40 Juli
4965 abgewiesen° '

Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 80 Febru—

ar 4966 die Berufung des Klägers zurückgewieseno Zur Be—
gründung hat es ausgeführt; An sich sei die Berufung ausge—
schlossen? da es sich um eine wiederkehrende Leistung für
einen Zeitraum von weniger als dreizehn Wochen (drei Monate)

handele (@ 444 Abs„ 4 Nro 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)?
die Berufung sei jedoch zulässig? weil dem Kläger nicht

das rechtliche Gehör gewährt worden sein Das SG habe davon
Abstand genommen? ihn schriftlich anZuhören° Auch habe es
von der Bestellung eines besonderen Vertreters abgesehenp

daher leide das Verfahren an einem wesentlichen Mangel° Die
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Berufung sei jedoch sachlich nicht begründet„ Der Versiche-

rungsfall i„S° des 5 182 Abs„ 4 BVG sei am 40 Juli 1965 ein—

getreten° Das folge aus der Bescheinigung des Dr„ J::xo

Für das Vorliegen von Arbeitsunfähigkeit sei nämlich ein

Nachweis zu erbringen? und dieser könne nur durch eine

ärztliche Bescheinigung geführt werden° Für die Beurteilungä

ob ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis

noch vorliege‚ wenn der Arbeitnehmer nicht mehr tätig sei„

komme es auf das Weiterbestehen des Arbeitsvertrages allein

nicht an‚ entscheidend sei vielmehr‚ ob der Arbeitnehmer

nach dem Willen beider Teile noch zur Verfügung des Arbeit—

gebers bleibe° Diese Voraussetzungen seien nach dem 500 Ju—

ni 1965 jedoch nicht mehr gegeben() Wie sich aus dem Ver—

gleich vor dem Arbeitsgericht ergebé„ sei dem Kläger nur
bis zum 500 Juni 1965 noch Lohn zu zahlen geweseno Über die—

sen Zeitpunkt hinaus habe ein Beschäftigungsverhältnis ge—

gen Entgelt i„S° des S 465 RVG nicht mehr vorgelegenc Auf

die Ausnahmeregelung des @214 EVO könne sich der Kläger
nicht berufen„ Mit dem Ende der versicherungspflichtigen

Beschäftigung ende grundsätzlich auch die Versicherung und

damit die Leistungspflicht‚ sofern der Versicherungsfall

nicht vor diesem Zeitpunkt eingetreten sein Wie bereits der“

gelegt‚ komme dieses jedoch nicht in Betrachto An die Be—

endigung des versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält—
nisses habe sich lückenlos die knappschaftliche Kranken—

versicherung der Rentner angeschlossen9 so daß eine Unter—

brechung der Krankenversicherungspflicht nicht eingetreten

sei° Das LSG hat die Revision nicht zugelassen;

Der Kläger hat dennoch dieses Rechtsmittel eingelegt und

gerügt‚ das LSG hätte9 nachdem es das Vorliegen eines wesentf

lichen Mangels des Verfahrens festgestellt hatte? nicht in

der Sache entscheiden dürfen„ sondern es hätte den Rechts-

streit an das SG zurückverwiesen müssen° Dem Kläger sei ‘
dadurch eine Tatsacheninstanz verlorengegangeno Außerdem
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habe das LSG bei seiner "Wortauslegung" der Arbeitsunfähig—

keitsbescheinigung nicht alle Aufklärungsmöglichkeiten aus—

geschöpft und sei deshalb der Sachlage nicht gerecht gewor—

deno Es habe zu Unrecht davon abgesehen° den Kläger darüber

zu befragen bzwö notfalls weitere Ermittlungen darüber an—

zustellena wann er arbeitsunfähig erkrankt sei; es habe

seine Feststellungen lediglich auf das schriftliche Zeugnis

des behandelnden Arztes in seiner Klageschrift gestütztoj

Der Kläger hat beantragt?

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils den

Rechtsstreit an das SG in Braunschweig

zur neuen Verhandlung und Entscheidung

zurückzuverweisen°

Die Beklagte hat beantragt?

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das Urteil des LSG für zutreffend°

Die Beteiligten waren mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden (% 124 Abso 2 SGG)° ‘

II

Da das LSG die Revision in dem angefochtenen Urteil nicht

zugelassenhat undda der in 5 462Abs°4 Nro ; seenäher
bezeichnete Grund für die Statthaftigkeit einer nicht zuge—
lassenen Revision nach der Natur des Rechtsstreits

— es
geht um Krankengeld für die Zeit vom 20; Juli bis 9° Sep—

tember 1965 — von vornherein entfällt3 wäre die Revision

nur statthaft‚ wenn ein wesentlicher — tatsächlich vorlie—

gender — Mangel des Verfahrens vor dem LSG von dem Kläger
gerügt worden wäre (5 162 Abso 4 Nr„ 2 SGG)„

Die Rüge des Klägers? das LSG hätte9 nachdem es das Vorlie—
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‚gen eines wesentlichen Mangel des Verfahrens vor dem SG

festgestellt hatte‚ nicht in der Sache entscheiden dürfen„

sondern den Rechtsstreit an das SG zurückverweisen müssen?

ist unbegründet° Nach 5 159 Abso 1 Nr„ 2 SGG steht

es im Ermessen des LSG„ ob es die Sache an das SG zurück—

verweisen will‚ wenn dessen Verfahren an einem wesentlichen

Mangel leidet° Es ist deshalb verfahrensrechtlich unbedenk—

lich — und entspricht der das Verfahren der Sozialgerichts—

barkeit beherrschenden Beschleunigungstendenz — 9 wenn das
LSG‚ wie im vorliegenden Fall? aus dem wesentlichen Mangel

des Verfahrens vor dem SG nur die Zulässigkeit der Berufung

gefolgert und in der Sache selbst entschieden hat° '

Begründet ist jedoch die Rüge des Klägers9 das LSG habe bei

seiner Beweiswürdigung nicht alle Behauptungen des Klägers

berücksichtigt und einem für die BeWeisfrage nur bedingt

geeigneten Beweismittel — nämlich der Arbeitsunfähigkeits—

bescheinigung — zu Unrecht entscheidende Bedeutung beigemes—

sen° Das LSG ist in seinem Urteil davon ausgegangen„ daß

das versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis des

Klägers nur bis zum 500 Juni 1965 bestanden hat und 5 214
RVO bei einem erst nach diesem Zeitpunkt eingetretenen Ver—

sicherungsfall wegen des vorrangigen Versicherungsverhält—

nisses als Rentner nicht anwendbar isto Nach dieser Rechts—

auffassung war für den Erfolg der Klage entscheidend9 ob der

Versicherungsfall vor Ablauf des 50„ Juni 1965 oder später

eingetreten isto

Das LSG hat.aufgrund der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung

des Dro J::I'und der Angabe des Klägers in der Klage-
schrift festgestellt() daß die mit Arbeitsunfähigkeit ver—
bundene Erkrankung erst am 10 Juli 1965 eingetreten isto

Der Kläger hätte jedoch bereits in seiner Widerspruchs—

schrift und‘auch noch vor dem LSG in seinem Schriftsatz vom
20 September 1965 — anders als in der Klageschrift — vor—
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getragen, daß er bereits am 500 Juni 1965 an einem Herz-

anfall erkrankt sei; Dies erscheint mit Rücksicht auf

das schon länger bei dem Kläger vorliegende Leiden

(Bluthochdruck) nicht unwahrscheinlich° Das LSG hätte

daher näher auf das Vorbringen des Klägers‚ zumindest

in seinem Schriftsatz vom 20 September 1965, eingehen

müssen‚ daß er bereits am 50„ Juni 1965 erkrankt seio

Eine solche Aufklärung wäre auch möglich gewesen9 etwa

durch die Vernehmung von Zeugen über den Streit des

Klägers mit seinem früheren Arbeitgeber und über den "An-

fall" vom 500 Juni 4965 sowie durch Rückfrage bei dem

behandelnden Arzt Dr„ J:115 ob der Kläger diesen Arzt

vielleicht schon am 500 Juni 1965 gerufen hat und wann
die gggggnkung eingetreten ist° Die Arbeitsunfähigkeits—

bescheinigung des Dr[) J::r gibt nur Auskunft über den

Beginn der Behandlung sowie über den Zeitpunkt des
Eintritts und der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit;

sie besagt aber nichts über den Eintritt der Er-

krankungo

Mit Rücksicht darauf? daß das LSG nicht hinreichend
aufgeklärt hat9 ob nicht schon am 500 Juni 4965 der Ver—

sicherungsfall eingetreten und es dem Bundessozialge-

richt verwehrt ist? diese Ermittlungen selbst vorzunehmen
sowie der Tatsache‚ daß das LSG einem Nebenumstand_
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einen Beweiswert beigelegt hat? dem in Verbindung mit

anderen Tatsachen nicht diese Bedeutung zukama war das

angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zu neuer

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverwei—

sen„ Dieses wird auch über die Kosten des Revisionsver—

fahrens zu entscheiden habeno
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